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Aarau,Wynental-Suhrental,
Lenzburg-Seetal

Deutschbefehl auf dem Pausenplatz
Seit EndeOktober darf auf demSchulareal derKreisschuleReinach-Leimbachnur nochDeutsch gesprochenwerden.

NatashaHähni

Reinachhatmitknapp42Prozent
einenderhöchstenAusländeran-
teile im Kanton. In der Folge
wachsen viele Kinder in der Ge-
meindemiteinernichtdeutschen
Muttersprache auf. Darauf re-
agiert nun die Kreisschule Rei-
nach-Leimbach:«UnsereSchule
legtgrossenWertdarauf,dassauf
dem gesamten Schulareal
Deutsch gesprochen wird. Die
LehrpersonenwerdeninZukunft
besondersdaraufachten,dassdie
Kinder diese neue Regel einhal-
ten», schreibtGemeinderatBru-
noRudolf imDorfheftli.DieKin-
dersollendemnachinSchulzim-
mern, Gängen und auf dem
Pausenhof ab sofort nur noch
HochdeutschoderMundartspre-
chen –mit demZiel, «dassmög-
lichstvieleKindermöglichstgute
ChanceninderSchuleundspäter
aufdemArbeitsmarkt haben».

Vor den Herbstferien haben
die Lehrpersonen den Kindern
dieneueRegelmitgeteilt.DieEl-
tern wurden Ende Oktober per
Brief und Erklärvideo über die
Sofortmassnahmeinformiert. Im
Brief wird festgehalten, dass
Schülerinnen und Schüler weni-
gergutDeutschkönnenalsfrüher
und zahlreiche Kinder auch in-
nerhalb des Schulbetriebs eine
andere Sprache sprechen: «Das
erfüllt unsmit Sorge.»

DeutschinSchulzimmern
seinichtgenug
Wie Gesamtschulleiter Hanspe-
ter Draeyer gegenüber der AZ
ausführt, seienzweikonkreteEr-
lebnisseschliesslichAuslöser für
die Einführung des Fremdspra-
chenverbots gewesen – beide in
Kindergärten. «Wir konnten be-
obachten, dass beim freien Spiel
immer die drei gleichen Kinder
zusammen spielten und andere
KinderkeinenZugangzudiesem
Grüppchen hatten», so Draeyer.
DiedreiKinderhättenalle Italie-
nischundnichtoderäusserstwe-
nigDeutschgesprochen.

Das zweite Ereignis be-
schreibt der Gesamtschulleiter
so: «Ich hörte einen Knaben auf
dem Turm eines Spielschlosses
anderen zweiKnaben etwas laut
zurufen. Ich verstand nicht, was

er gerufen hatte, und fragte ihn
danach.»Der Junge habe ihm in
«breiter Wynentaler Mundart»
erklärt, dass er seinen Freunden
aufAlbanischgesagthabe,siesol-
len eine gewisse Strecke rennen.
AufDeutschwürdensie ihnnicht
verstehen. «Der Schweizer Kna-
bewar imzweitenKindergarten-
jahrundhattedemnachimersten
Kindergartenjahr Albanisch ge-
lerntvonseinenSpielkameraden,
die in grosser Überzahl in seiner
Kindergartenklasse waren!», so
Draeyer.

Hinzu komme, dass der
Sprachstand an der Schule Rei-
nach schon lange einThema sei.
In der Vergangenheit seien be-
reits «grosse Anstrengungen»
unternommen worden, damit
KinderausanderenSprachregio-
nen gut und schnellDeutsch ler-
nen. «Diese werden wir in Zu-
kunftnochmarkantverstärken.»
Die Schule sei der klarenAuffas-
sung, dass es nicht reiche, die
Sprache nur im Unterricht zu
sprechen.

AnderssiehtdasReinachsNach-
bargemeinde Menziken. Mit
einemAusländeranteil von rund
39Prozent istdieSchulemitähn-
lichen Herausforderungen kon-
frontiert.SchulleiterBrunoSchal-
lersagt:«Kinderaus36Nationen
besuchenunsereSchule.ZuHau-
se werden 29 Sprachen gespro-
chen.» Ein Verbot, andere Spra-
chenalsDeutschzusprechen,sei
aber weder in Kraft noch in Pla-
nung.StattdessenistDeutschför-
derung an der Schule Menziken
zentral. «Dafür setzen wir
174LektionenproWocheein.»

AnderRegionalschuleLenz-
burg stellt die Thematik gemäss
Schulleitung kein Problem dar,
entsprechend seien auch keine
Regelungen oder Massnahmen
nötig,heisstesaufAnfrage.Lenz-
burg hat einen Ausländeranteil
vonknapp29Prozent.

Auch an der grössten Aar-
gauer Schule gibt es keinen
Deutschbefehl ausserhalb des
Unterrichts, wie Philip Wernli,
Leiter Bereich Schule der Kreis-

schule Aarau-Buchs (KSAB), be-
stätigt. Das, obwohl Mehrspra-
chigkeit imUnterrichtundimZu-
sammenhang mit den Eltern
täglicheineHerausforderungsei.
«WirbegegnendieserVielfaltmit
verschiedenen Hilfsmitteln und
MassnahmenalsTeilunseresIn-
tegrations- und Bildungsauf-
trags», soWernli.

MissachtungderRegelhat
keineStrafezurFolge
ObwohlBeobachtungenaufdem
SchulhofAuslöserfürdasSprach-
verbot waren, ist an der Kreis-
schule Reinach-Leimbach laut
Hanspeter Draeyer nicht die
MehrsprachigkeitaufdemSchul-
areal das Problem. Es gehe dar-
um,dassSchülerinnenundSchü-
lerdiedeutscheSpracheimAlltag
mehr anwenden. Im Elternbrief
heisstesdennauch:«PflegenSie
die Muttersprache Ihres Kindes,
aber helfen Sie ihm dabei, idea-
lerweiseabdemzweitenLebens-
jahrmöglichstgutDeutschzuler-
nen.» Weiter sollen Spiele und

MedienaufDeutschgespieltoder
geschautwerdenunddieKinder
an die Deutschpflicht auf dem
Schulareal erinnert werden.
Denn:«VergesslicheKinderwer-
den durch die Pausenaufsicht
daran erinnert,Deutsch zu spre-
chen.» Weitere Konsequenzen
wie Strafaufgaben habe das Ver-
wenden einer anderen Sprache
aber nicht, sagt Gesamtschullei-
terDraeyer.

Vor rund zwei Jahren hat in
diesemZusammenhang ein Fall
ausdemdeutschenBaden-Würt-
temberg Schlagzeilen gemacht.
Weil ein damals neunjähriges
MädchenaufdemSchulhofTür-
kisch mit ihrer Freundin sprach,
musste sie auf einerhalbenSeite
begründen,waruminderSchule
nur Deutsch gesprochen wird,
wieder«Spiegel»schrieb.DieEl-
tern nahmen sich darauf einen
Anwalt. Zwei Jahre nach dem
VorfallwurdederRechtsstreitmit
einemVergleichbeigelegt. Indie-
sem gesteht die Schule, dass die
Strafarbeit rechtswidrigwar.

Die Kinder der Kreisschule Reinach-Leimbach sollen auf dem Schulareal nur noch Deutsch sprechen. Symbolbild: Christian Beutler/Keystone

Das sind die Pläne der Stiftung Schürmatt
DieGeschäftsführerin informiert überBauprojekte, neueAngeboteunddenFachkräftemangel.
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DieStiftungSchürmatthatgros-
se Pläne: «78 Wohn- und 72
Arbeitsplätze werden im Rah-
men des Projekts ‹Ersatzneu-
bauten Zetzwil› bald in Gon-
tenschwil, Menziken und Zetz-
wil gebaut», das verriet
Geschäftsführerin Anke Müller
im Juli gegenüber der AZ. Wie
sienunaufAnfrageerzählt,wird
die definitive Entscheidung für
den Standort Menziken an der
kommenden Kirchgemeinde-
versammlung vom 22. Novem-
ber 2022 in Unterkulm getrof-
fen. Weil die Kirchgemeinde
Menziken-Reinach der Stiftung

dasBaulanderst angebotenhat,
erhofftmansicheinpositivesEr-
gebnis. Im Frühling 2023 wolle
man dann den Projektantrag
beimKantoneinreichen.Fertig-
gestellt werden sollen die drei
Neubauten bis im Jahr 2026.
«Das Projekt hat Priorität bei
uns,weil die in den60er-Jahren
erbauten Gebäude nicht mehr
den aktuellen Anforderungen
entsprechen», soMüller.

Im kommenden Sommer
wirdzudemeinMitgliedderGe-
schäftsleitung pensioniert. Auf
der Suche nach einerNachfolge
sei man bisher nicht fündig ge-
worden, so Müller. Andere va-
kante Stellen habemanbesetzt.

Zu viele Stellen und zu wenig
Schulkinder gab es dagegen im
HeilpädagogischenZentrumfür
Werkstufe und Berufsvorberei-
tung (HZWB) inOthmarsingen.
Dies, weil die vom Kanton vor-
gesehenen80Schulplätzenicht
belegt werden konnten. «Auf
dieses Schuljahr haben wir von
acht auf sechsBildungsgruppen
reduziert», wie Müller erklärt.
Schon im kommenden Schul-
jahr seimitdemKantonaberein
neues Angebot an diesem
Standort vorgesehen. Details
dazu sollen bald folgen. Gut
gestartet sei man dafür im
kooperativen Kindergarten in
Entfelden.

Ein immer wieder diskutiertes
Problem istMüller zufolge, dass
die Betreuung von Menschen
mit hohem Pflegebedarf unter-
finanziert ist. Seit diesem Som-
mer sei beim Kanton eine ent-
sprechende Arbeitsgruppe ein-
gesetzt worden, in der auch die
StiftungSchürmatt vertreten ist.
«Weil der Kanton eine Lösung
auf das Jahr 2026 anstrebt, ha-
ben wir uns um eine Zwischen-
lösungbemüht», sagtMüller. So
wurde die Inhouse-Spitex ge-
gründet. Jetztwartemanaufdie
Bewilligung von der Gesund-
heitsdirektion. Ist die eingetrof-
fen, könne ein Teil der Kosten
der Pflege abgedeckt werden.

Budget: Auch Mitte sagt Nein
Nach der FDP und der SVP lehnt auch «DieMitte» das
Budget 2023 ab.

Aarau Die Partei «Die Mitte»
hat ihre Parolen für die städti-
schen Abstimmungen vom 27.
November gefasst. Sie lehnt das
Budget ab. «Der Aarauer Stadt-
ratmitVize-StadtpräsidentWer-
ner Schib hat fundiert und an-
hand nachvollziehbarer Argu-
mente einen Steuerfuss von 94
Prozent vorgeschlagen», heisst
es in der Mitteilung der Partei.
Sie zitiert ihren Einwohnerrat
Lukas Häusermann dahinge-
hend, dass «dieser nachhaltige
und moderate Steuerfuss ohne
jeglicheEinbussenbeidendiver-
senundumfangreichenAngebo-
tenderStadtAarausinnvoll»sei.
AusdiesemGrundempfehledie

Mitte«einNeinzumimEinwoh-
nerratohnesachlicheArgumen-
te zustande gekommenen
Steuerfussvon96Prozent.»Ak-
tuell hat die Stadt einen Steuer-
fuss von97 Prozent.

Die anderen beiden Vorla-
gen, die die Stadt zur Abstim-
mungbringt, empfiehlt dieMit-
te zur Annahme. Das Projekt
«FrüheKindheit»habe sichbe-
währt und soll weitergeführt
werden, schreibt diePartei.Das
KIFF-Neubauprojekt mache
«einen ausgereiften und guten
Eindruck». Damit die Institu-
tion KIFF weiterleben könne,
benötige esden Investitionsbei-
trag der Stadt. (nro)

Kommentar

Verbot löst keine
Probleme
Lehrpersonen, die Kinder zu
Beginn ihrer schulischen
Laufbahn unterrichten, stehen
vor einer grossenHerausforde-
rung. Siemüssen Schülerinnen
und Schülermit den unter-
schiedlichstenHintergründen
auf einen ähnlichenWissens-
stand bringen. Dabei spielt die
deutsche Sprache in der
Schweiz eine zentrale Rolle.
Gerade hier variieren die
Voraussetzungen und somit
dasNiveau imKindergarten-
und Primarschulalter stark.
DenKindern zu verbieten,
andere Sprachen zu sprechen,
ist in diesemZusammenhang
aber keine gute Lösung.

Ein fünf- oder sechsjähriges
Kindwirdwegen eines Fremd-
sprachenverbots wohl nicht
plötzlichmehrDeutsch spre-
chen – imGegenteil.Wird die
Muttersprache als «falsch»
oder «schlecht» eingestuft,
kann dieMotivation, sich
überhaupt auszudrücken,
gehemmtwerden. Kinder
finden einenWeg, sich zu
integrieren. ZumBeispielmit
derHilfe vonGspändli.Wird
Deutsch imUnterricht oder in
speziellen Programmen geübt
und seine Relevanz auchEltern
immerwieder vermittelt, wird
ein Kind früher oder später
Deutsch lernen. Schliesslich ist
diese Schulstufe eine der
enthusiastischstenAltersgrup-
pen. Ein gutes Beispiel ist
«Deutschförderung vor dem
Kindergarten», welche auch in
der RegionAargauSüd erfolg-
reich eingeführt wurde.

Wird dieMuttersprache im
Prozess nicht unterdrückt,
eröffnetmandenKindern auch
imBerufslebenMöglichkeiten.
Mehrsprachigkeit sollte des-
halb gefördert statt unterbun-
denwerden.
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